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§ 3 Die Bundesrepublik Deutschland als Bundesstaat

	2. Begriff und Wesen des Bundesstaates
	                                


Der Bundesstaat des GG (Art. 20 Abs. 1)

1. Zweck und Funktion des Bundesstaates

Zusammenschluss kleiner politischer Einheiten zu einem größeren selbständigen Gefüge unter Aufrechterhaltung der Selbständigkeit der kleinen Teile (aber nicht vollständig) 

Bundesländer sollen Staatsqualität (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt) besitzen

- Staatsgebiet in Ländern gegeben

- Staatsvolk (Staatsangehörigkeit)  gibt kein Landesstaatsangehörigkeitsgesetz, d.h. da ein Landesvolk rechtlich nicht festgelegt ist, gibt es Staatsvolk in den Ländern

- Staatsgewalt (Landesregierung, -verwaltung, -gerichtshof…)  Staatsqualität 2. Klasse

 Gewaltenteilung
- Aufteilung der Aufgaben auf die Ebene der Bundesländer und tiefer  

- Gewaltenteilung in Dtl. in 17 Stellen: 16 Bundesländer + Bundestag /-rat

- Vorteile: ▪ Schutz von Minderheiten gewährleistet

                 ▪  Regierung auf der kleinen überschaubaren Ebene  interessennah, volksnah, Lösung von Problemen vor Ort in der kleinen Einheit

- Nachteile: ▪ kann zu Immobilität im Staat führen, wenn z.B. im Bundesrat mehr Minister aus der Oppositionspartei kommen und immer gegen die Bundesregierung stimmen

Subsidiaritätsgrundsatz: Gewaltenteilung auf versch. Ebenen (Bund, Länder)

- kleinere Probleme, die vor Ort in den Gemeinden oder Ländern gelöst werden können, sollen dort auch gelöst werden; größere Probleme werden auf höheren Ebenen gelöst

Föderalismus (= Theorie vom Bundesstaat)  ein Modell, das keineswegs eindeutig ist, d.h. es gibt z.B. in der USA ein anderes Verständnis dafür als in Dtl.

Art. 79 Abs. 2: Bundesstaatlichkeit kann nicht abgeschafft werden

2. Die Staatlichkeit von Bund und Ländern

Bundesstaat = Zentralstaat und Gliedstaaten

Bundesstaat   Einheitsstaat

Bundesstaat   Staatenbund

Zentralstaat hat andere Qualitäten als seine Gliedstaaten

        Gliedstaaten haben Staatsqualitäten (Staat zweiter Klasse)

· Staatsgebiet: ja

· Staatsvolk: nein, da es kein Landesangehörigkeitsgesetz gibt

· Staatsgewalt: ja , die Landesregierung

Einheitsstaat  ≠  Bundesstaat 

-     hat auf der 2. Ebene keine Staaten, keine Selbstständigkeit

Staatenbund  ≠  Bundesstaat 


· Zusammenschluss mehrerer Staaten durch einen Vertrag / Verträge

· Haben keine gemeinsame Verfassung

· EU ist ein Staatenverbund

· kein Staatsvolk, da keine Gemeinschaftsstaatsangehörigkeit vorliegt     

· keine eigene Staatsgewalt, da dass, was die EU tun darf aus Verträgen

abgeleitet ist

3. Homogenitätsprinzip

Mindestmaß staatsrechtlicher Übereinstimmung (Art. 28 I GG)                                                       

→   Bundesstaat braucht gewisse Übereinstimmung der verfassungsmäßigen Ordnung zwischen Bund und Länder und zwischen den einzelnen Ländern

→   Mindestübereinstimmung über Art. 20 GG 

→   Landesverfassung muss nur gleiche Prinzipien haben, nicht genau gleich formuliert sein

→   Durchsetzung der Mindestmaße durch Art. 28 GG

→   Wenn der Bund mit einem Land Streit hat, dann wird entweder das Bundesverfassungsgericht eingeschaltet oder Art. 37 (Bundeszwang) angewendet

Bundestreue  

→   Pflicht zu wechselseitiger Unterstützung und freundlichem Verhalten des Bundes gegenüber Ländern und umgekehrt

→   man muss nicht zwangsweise Hilfe bekommen

→   nur Verpflichtung im Umgang mit anderen, kein Recht, das man beanspruchen kann, um Hilfe zu bekommen in Form von z.B. Geld

→   Modalprinzip (keine Kompetenz, etwas verlangen zu können; Modus = Art, wie man etwas tut)

→   Rücksichtnahme

→   Bund muss Länder formal gleichbehandeln (bei Verträgen, Geldleistungen, etc.)

Fall §3.1

4. Einwirkungen und Abhängigkeiten

= Struktur dessen, was GG mit Bund und Ländern verbindet

●Kompetenzverteilung

klar strukturierte Zuordnung von Aufgaben zwischen Bund und Ländern   USA

     

Trennen nach Aufgabenfeldern / Sachbereichen / Politikfeldern

klare Verantwortlichkeit erforderl.

stromlinienförmiges Modell 

Teamwork zwischen Bund und Ländern   Dtl.

d.h. wechselseitige Verflechtungen bei den Aufgaben zwischen Bund und Ländern ( weniger effektiv als klar strukturiert Zuordnung der Aufgaben)

                   

Trennen der Aufgaben nach Einzelaufgaben/ Einzelinhalten 

                      Bsp. Schulwesen: Hochschulen

·   Gesetzgebung durch Bund und Länder

·   Verwaltung durch Länder                                              Verbundmodell 

·   Rechtsprechung durch Landesgerichte 

●Mitwirkung der Länder im Bund 

▪   durch  Bundesrat Art. 50 GG

▪   durch kooperativen Föderalismus

→   kooperativer Föderalismus heisst: Zusammenarbeit von Bund und Ländern außerhalb des Bundesrates; Bundesrat muss nicht zustimmen

→   Länder wirken bei Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes mit 

Bsp. ZDF - Einrichtung der Länder, die gemeinsam eine Fernsehanstalt unterhalten

        ARD ist aufgeteilt (NDR, MDR, WDR, ...), d.h. es findet keine Kooperation statt

	3. Die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Ländern
	


1. Allgemeine Verteilungsregel: Art. 30

Verbundverteilungsmodus  Grundregel der Verteilung

Art. 30 sagt: Länder grundsätzlich für alle Aufgaben und Befugnisse im Staat verantwortlich

Art. 30 ist unscharf formuliert

in der Praxis lässt das GG viele andere Regelungen zu, d.h., dass nicht die Länder den Weg des Staates bestimmen, sondern die meisten wichtigen Sachen regelt der Bund

Art. 30 ist also nur eine Vermutung zugunsten der Länder, d.h., wenn im GG keine eindeutige Zuordnung der Aufgaben zum Bund vorhanden ist, regeln die Länder die Aufgaben; in der Praxis übernimmt jedoch bei nicht eindeutiger Zuordnung der Aufgaben durch das GG das Bundesverfassungsgericht diese Zuordnung

2. Verteilung bei der Gesetzgebung: Art. 70 ff 

 
Verteilungsgrundsätze und Politikfelder

Zuständigkeitsverteilung I: Gesetzgebung

	Ausschließliche Gesetzgebung

des Bundes
	Konkurrierende Gesetzgebung

des Bundes
	Rahmengesetzgebung des Bundes
	AusschließlicheGesetzgebung
der Länder

	Typ: Art. 71 GG

grundsätzlich nur der Bund zuständig (Entscheidung für die Ländern nicht zumutbar, z. B. Verteidigung, Währungs-, Geld- und Münzwesen)
	Typ Art. 72 GG

grundsätzlich die Länder zu- ständig, außer der Bund wird legislativ tätig; Länder ver-

lieren dann ihr Gesetzgebungs-recht
	Typ Art. 75 GG

grundsätzlich Bund und Länder nebeneinander zuständig; Bund kann aber Rahmenvorschriften erlassen (→ Bund geht vor Länder)
	Typ Art. 70 I GG

ausschließlich Länder zuständig;

Bund kann niemals legislativ tätig (→ alles das, was übrig bleibt, wenn man die vorherigen Spalten betrachtet)

	Gegenstände in:

Art. 73, 105 I GG; alle “Bundes-gesetze” im GG (z. B. Art. 21 III,

38 III) → Zusatz: „Das Nähere regelt das Bundesgesetz“
	Gegenstände in:

Art. 74, 74 a, 105 II GG


	Gegenstände in:

Art: 75, 98 III 2 GG 

Bsp. Hochschulrahmengesetz


	Gegenstände in:

Art. 70, 105 II a GG




Außerdem: ungeschriebene Gesetzgebungszuständigkeiten des Bundes denkbar, etwa kraft Natur der Sache oder kraft Sachzusammenhangs



bedeutet, dass die Aufgabe / der Gegenstand es nur zulässt, dass der Bund das regelt;  z. B. Festlegung der Nationalhymne, Verleihung des Bundesverdienstkreuzes, Festlegung, welche Stadt in Dtl. Bundeshauptstadt werden soll

Gegenstände = Politikfelder

3. Verteilung bei der Verwaltung: Art. 83 ff 

Zuständigkeitsverteilung: Verwaltung

	Ausführung der Bundesgesetze

durch die Länder als eigene

Angelegenheit
	Ausführung der Bundesgesetze

durch die Länder als Bundes-auftragsverwaltung
	Ausführung der Bundesgesetze

durch den Bund (bundeseigene

Verwaltung)
	Ausführung der Ländergesetze

durch die Länder (länder-eigene Verwaltung)

	Typ: Art: 83, 84 GG

grundsätzlich die Länder zuständig
	Typ Art. 83, 85 GG

grundsätzlich die Länder zuständig, aber unter starkem

Einfluss des Bundes
	Typ: Art. 83, 86 GG

grundsätzlich nur der Bund zuständig


	Typ: Art. 30 GG

Ausschließlich Länder zuständig, Bund kann niemals

administrativ tätig werden

	Gegenstände in:

nicht im einzelnen bestimmt = immer; wenn kein anderer

Typ greift


	Gegenstände in:

Art. 87 II 1, 87 c, 87 d II, 90 II, 108 III GG


	Gegenstände in:

Art. 87, 87 a, 87 b, 87 d, 87 e,

87 f II 2, 89 II, 108 I GG

früher: B.post, B. bahn, heute: B.wehr
	Gegenstände in:

nicht im einzelnen bestimmt = immer wenn auch für die

Gesetzgebung zuständig


Außerdem: ungeschriebene Verwaltungszuständigkeiten des Bundes denkbar, etwa kraft Natur der Sache oder kraft Sachzusammenhangs
Bund bestimmt, wie die Aufgaben zu bewältigen sind, und Land führt die Aufgaben aus; Land hat die Personalkosten

Bsp. Autobahnen → Bund zahlt Materialien und Land baut Autobahn 

4. Verteilung bei der Rechtsprechung: Art. 92 ff 

Zuständigkeitsverteilung III: Rechtssprechung

	Rechtsprechung durch Gerichte der Länder
	Rechtsprechung durch Gerichte des Bundes

	Typ (Verteilungsprinzip): Art. 92 GG

grundsätzlich die Länder zuständig, außer

wenn (ausnahmsweise) ein Bundesgericht

in erster Instanz zuständig ist


	Art. 93 GG: Bundesverfassungsgericht,
zuständig für Verfassungsstreitigkeiten

innerhalb des Bundes, zwischen Bund und

Ländern, zwischen den Ländern und bei

Verfassungsbeschwerden des Bürgers 

	Gegenstände:

nicht im einzelnen bestimmt = immer,

wenn nicht (ausnahmsweise) ein Bundes-

gericht in erster Instanz zuständig ist

=> Art. 96 I, II, IV GG

Ausnahme: Bundesauftragsgerichtsbarkeit

nach Art. 96 V GG
	wegen Verletzung seiner Grundrechte

Art. 95 GG: oberste Gerichte des Bundes

- Bundesgerichtshof

- Bundesverwaltungsgericht

- Bundesarbeitsgericht

- Bundessozialgericht

- Bundesfinanzhof

Art. 96 GG: besondere Bundesgerichte

- Bundespatentgericht

- Wehrstrafgericht

- Disziplinargerichte


einfacher Verteilungsgrundsatz: ganz wenige Bundesgerichte und sehr viele Landesgerichte 

im Grundsatz ist immer Landesgericht zuständig

Bundesgericht nur zur Überprüfung eingebunden, meist nie in 1. Instanz  tätig

Ausnahmen: Bundespatentgericht, Wehrstrafgericht und Disziplinargericht sind immer als 1. Instanz tätig

5. Verteilung bei den Finanzen: Art. 104 a ff GG

→   Gegenstand des 10. Abschnitts GG

→   Art.104 GG Abs. 1:  Grundsatz → Bund und Länder tragen gesondert Ausgaben, je nachdem, wer tätig wird in Rechtsprechung, Gesetzgebung und Verwaltung 

→   Schwerpunkt der Verwaltungstätigkeit bei Ländern → Bund macht Gesetze → Länder zahlen für vom Bund übertragene Aufgaben, da die Länder für die Verwaltungsaufgaben zuständig sind

→   Abs. 3: Ausgaben können / müssen aber nicht vom Bund getragen werden, jedoch ist die Zustimmung des Bundesrates nötig

→   Art. 106: regelt Einnahmen  

2 Modelle zu den Einnahmeregelungen

►Trennsystem: Bund und Länder werden bei Einnahmen getrennt

 
▪   erhalten nur Steuern, die sie betreffen

 
▪   erhalten bestimmte Steuern alleine

→ Art.106 Abs.1: Bund bekommt Zölle, Mineralölsteuer, Tabaksteuer, Branntweinabgabe 

→ Art.106 Abs.2: Länder bekommen KfZ-Steuer, Erbschaftssteuer

► Verbundsystem: Bund und Länder (und Gemeinden) bekommen Anteile aus einer bestimmten Steuer

→ Art.106 Abs.3: Gemeinschaftssteuern, nach best. Prozentsatz aufgeteilt 
	4. Kooperativer Föderalismus und föderaler Wettbewerb unter den Bundesländern
	


●   Wettbewerbsföderalismus

▪   Wettbewerb unter den Bundesstaaten / -ländern mögl.

▪   Voraussetzung: Markt

●   Bundesstaat ist weniger auf Wettbewerb ausgerichtet, sondern ist nach Gleichgewichtslage bestrebt 

Die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern
1. Entwicklungsstadien des kooperativen Föderalismus

▪    Zentralisierung (Art. 30, 70, 83 „1. Ebene“) → Verlagerung von  Aufgaben auf die höhere Ebene

▪    70er Jahre Verflechtung der Politikfelder → Gemeinschaftsaufgaben zwischen Bund und Ländern

▪    1990 Zurückdrängen der Verflechtung → Dezentralisierung der Kartelle → Wettbewerb; jedoch haben die Länder nicht genug Geld, um Aufgaben wieder zurückzunehmen

2. Kooperationsformen im Verhältnis von Bund und Ländern

Kooperationsformen sind teils im GG geregelt, teils nicht gesetzlich festgelegt, jedoch sind diese auch legal

▪    Gemeinschaftsaufgaben (Art. 91 a, b GG)
→ Länderaufgaben, bei denen der Bund mitwirkt ; Bund hat die Finanzkraft, d.h. Bund trägt mind. ½ der Kosten (Bsp. Unibau)

→ Nachteil: a) durch Mithilfe will der Bund auch mitbestimmen (Bsp. Unibau: Bund will beim Hilfe des Baus  auch die Struktur der Universität bestimmen)

   b) Länder müssen auch ½ der Kosten tragen, haben aber oft nicht die finanziellen Mittel

▪    Amtshilfe (Art. 35 GG)

→ alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig Amtshilfe, d.h. bei der Erfüllung von Aufgaben für die Verwaltungstätigkeit stellen sich Informationen zur Verfügung 

▪    Katastrophenhilfe (Art. 91 I, 35 II, III GG)

→ wenn ein Land bei einer Katastrophesituation Hilfe braucht, helfen andere Länder / Bund 

▪    Bund-Länder-Verwaltungskooperation

→ wird als „2. Ebene“ bezeichnet
→ findet ohne GG in der Praxis statt

→ Kooperationen in Kommissionen, Bsp. Bund-Länder-Ausschüsse, Bund-Länder-Kommissionen, Arbeitsgemeinschaften

→ Kooperation um Verwaltungsarbeit effektiver zu machen

3. Kooperationsformen im Verhältnis der Länder untereinander („Dritte Ebene“)

▪     legislative Zusammenarbeit (BRat) (Art. 50)

→ auf der Ebene der Gesetzgebung

▪    Regierungszusammenarbeit 

→ Zusammenarbeit zwischen Ministerpräsidenten und Fachminister

▪    Verwaltungszusammenarbeit 

→ gemeinsame Einrichtungen, d. h. feste Institutionen, die Aufgabe dauerhaft gemeinsam regeln

→ Bsp. Kultusministerkonferenz, ZDF, ZVS

​Grenzen:   Kooperationen sind meist nicht zwanghaft, d.h. die Zusammenarbeit beruht nur auf freiwilliger Basis, es gilt das  Einigungsprinzip, nicht das Mehrheitsprinzip;


(es gibt aber auch Kooperationen, die auf dem Mehrheitsprinzip beruhen)


Grenzen auch bei dem Ausmaß der Übertragung der Aufgaben, siehe dazu Fall §3.2
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